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Aufgaben der kantonalen
Vermessungsimter bei der Koordination der
Planbeschaffung fiir die Raumplanung*

R. Fasel

Résumé

Il ressort d’une enquéte faite par le délégué fédéral a I'amé-
nagement du territoire que la fourniture des plans parcellaires
et topographiques servant de base aux plans d’aménagement
doit étre mieux réglée: des centres de coordination devraient
étre créés. Le présent exposé définit les tdches de ces centres et
arrive a la conclusion que les services cantonaux du cadastre
pourraient et devraient assumer ces tiches. La fourniture des
cartes nationales et des plans d’ensemble topographiques, pour
autant que ces derniers soient publiés et mis a jour, fonctionne
déja assez bien et les services cantonaux du cadastre jouent déja
le role du centre de coordination. Il n’est pas de méme lorsqu’il
faut fournir des plans parcellaires et topographiques a grande
échelle (a partir du 1:5000), nécessaires pour les plans de I'amé-
nagement local. Il faut transformer les plans existants, les com-
pléter, voir méme établir de nouveaux plans ou avoir recours a
des solutions de rechange, telle que l'utilisation des aérophoto-
graphies. Le centre d’information doit alors informer sur ce qui
existe déja, donner des conseils sur la maniére d’obtenir des
plans appropriés, coordonner les mandats, éventuellement sur-
veiller les travaux, voir méme diriger I’exécution systématique
des travaux de grande envergure. Au niveau de I'information les
services cantonaux du cadastre peuvent assumer ce rdle en
marge de leur activité normale. En revanche, pour I’exercice
des taches de coordination et de surveillance et a plus forte raison
pour I’exécution de travaux de grande envergure, les services can-
tonaux du cadastre ont besoin de bases 1égales précises et d’'un
personnel suffisant. Le présent texte montre comment on pour-
rait y arriver par étapes.

Aus der Umfrage des Delegierten fiir Raumplanung bei
den Planern geht hervor, dass die Planbeschaffung fiir
die Raumplanung einer Koordination bedarf; es wird die
Schaffung zentraler Informations- und Koordinations-
stellen vorgeschlagen. Es liegt auf der Hand, dass die
kantonalen Vermessungsdmter (k. VA) geradezu préde-
stiniert sind, um in den Kantonen die Rolle der Infor-
mations- und Koordinationsstellen zu iibernehmen, weil
sie von Gesetzes wegen schon jetzt einen Stab von Fach-
leuten besitzen, der sich zwar im wesentlichen mit der
Aufsicht iiber Grundbuchvermessung befasst, aber sub-
sididr mit dariiber hinausgehenden Fragen der Planbe-
schaffung konfrontiert ist.

Im folgenden wird versucht, die Koordinationsaufgaben,
die sich im Rahmen der Planbeschaffung fiir die Raum-
planung stellen, zu umschreiben und zu zeigen, wie die
k. VA diese Aufgaben iibernehmen konnten respektive
sollten.

In der Raumplanung bendétigt man, je nachdem es sich
um Kantonal-, Regional-, Orts-, Zonen- oder Quartier-
planung handelt, aber auch je nach dem Umfang der
Planung und dem Grad ihres Verwirklichungsstadiums,
Karten und Planunterlagen, welche von den Landeskar-

* Auszug aus dem Vortrag, gehalten an der Konferenz der kan-
tonalen Vermessungsamter vom 23. April 1975 in Luzern
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ten iiber die Ubersichtspldne bis in den grossmassstib-
lichen Bereich der Parzellarpline mit oder ohne Topo-
graphie und Spezialinhalte reichen.

Im Bereich der Landeskarten und der Ubersichtspléne,
insofern letztere publiziert und nachgefiihrt sind, ist die
Planbeschaffung im grossen und ganzen geregelt.

Die Landeskarten sowie Transparente, Vergrosserungen
und Zusammensetzungen davon, konnen bei der L+T
direkt bestellt werden oder durch Vermittlung der k. VA,
welche iiber vorhandene Ubersichtspldne oder eventuelle
andere Plédne orientiert sind.

Die Ubersichtsplane werden, weil zur Grundbuchver-
messung gehorend, von den k. VA herausgegeben und
verwaltet. Die k. VA haben auch fiir deren Nachfiihrung
und Reproduktion zu sorgen. Dies geht eindeutig aus der
eidgendssischen Verordnung iiber die Grundbuchver-
messung vom 12. Mai 1971, insbesondere aber aus den
Weisungen fiir die Vervielfiltigung und Nachfiihrung
der Ubersichtspline der Grundbuchvermessung vom
28. November 1974 hervor. In den Kantonen, die eine
kantonale Aufsichtsstelle iiber die Grundbuchvermes-
sung besitzen, besteht somit ein Organ, das sich mit der
Ubersichtsplanbeschaffung befasst. In den Kantonen
ohne Kantonsgeometer ist es die eidgendssische Vermes-
sungsdirektion. In vielen, eher grosseren Kantonen be-
steht innerhalb des k. VA eine eigentliche Ubersichts-
planstelle mit eigens dazu bestimmtem Personal; in man-
chen, eher kleinen Kantonen werden die Ubersichtsplan-
fragen ohne spezielles Personal behandelt.

Wie aus der Planerumfrage ersichtlich wird die mangel-
hafte Publikation und Nachfiihrung der Ubersichtspldne
in gewissen Gebieten beanstandet. Auch scheinen ge-
wisse Bestellungen etwas langwierig und kompliziert be-
handelt zu werden. Es ist klar, dass diesen Missstinden
mit einem besseren Ausbau der U-Planstellen begegnet
werden kann, welche die Publikation und Nachfiihrung
der Ubersichtsplanblitter vorantreiben wiirden. Zwecks
Intensivierung der Publikation und Nachfiihrung der U-
Pldne sind das Programm den Erfordernissen der Raum-
planung besser anzupassen und die Nachfiihrungsperi-
oden kiirzer zu halten.

Die amtlichen U-Pldne werden nicht in allen Kantonen
im gleichen Massstab herausgegeben. Abgesehen von
den Kantonen, wo spezielle U-Pldne mit Parzellensitua-
tion im Massstab 1:2500 oder 1:2000 erscheinen, gibt es
Kantone, welche die U-Plidne im Massstab 1:5000 publi-
zieren, wihrend die meisten Kantone auf den Massstab
1:10 000 umgestellt haben, nachdem in den eidgendssi-
schen Weisungen vom 25. Juli 1955 die einfarbige Publi-
kation im Massstab 1:10 000 in die Wege geleitet und
die Subventionspraxis des Bundes darauf ausgerichtet
wurde. Man kann sich heute ernsthaft fragen, ob diese
Massnahme nicht falsch war und man im Mittelland
nicht hitte den Massstab 1:5000 beibehalten sollen. Man
stellt heute folgendes fest: Die Besteller von Pldnen im
Massstab 1:10 000 begniigen sich noch bald einmal mit
einer Vergrosserung der Landeskarte 1:25 000 und se-
hen im U-Plan 1:10 000 nur wenig mehr Vorteile. Hin-
gegen werden immer mehr vorwiegend U-Pléne im Mass-
stab 1:5000 verlangt, so dass man stdndig Vergrosserun-
gen machen muss, was umso ungelegener kommt, als wir
mit diesem Schritt vom Kartenbereich in den Plan-
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bereich gelangen, somit Strassenbreiten und dergleichen
falsch herauskommen. Hitte man Originalpausen im
Massstab 1:5000, so kdnnte man auch brauchbare Ver-
grosserungen in den Massstab 1:2000, die immer mehr
von den Ortsplanern verlangt werden, erstellen.

Die eigentliche Problematik der Planbeschaffung fiir die
Raumplanung liegt nun eben im grossmassstablichen Be-
reich oder, anders gesagt, im Bereich der Ortsplanung,
wo man, wie aus der Planerumfrage ersichtlich, Pldne
vom Massstab 1:5000 bis 1:500 verlangt, wobei nun
nicht nur der Karteninhalt gewiinscht wird, sondern
auch die Parzellensituation, engere Hohenkurven und
andere zusitzliche Planinhalte. Diese Pline werden als
Rahmenplidne auf masshaltigem Transparentmaterial, die
man leicht zusammensetzen beziehungsweise superpo-
nieren kann, gewiinscht. Es ist nun bekannt, dass diese
Plane vorerst aufgearbeitet werden miissen, weil die in
diesem Bereich existierenden amtlichen Pldne, ndmlich
vor allem diejenigen der Grundbuchvermessung, nicht
in dieser Form erstellt sind, oder iiberhaupt gewisse
Planinhalte, wie zum Beispiel engere Hohenkurven feh-
len. Noch schwieriger wird es, wenn in gewissen Ge-
meinden die Grundbuchvermessung noch nicht erstellt
ist und auch keine provisorische Grundbuchplédne oder
Pausen existieren. Dies fiihrt dann zu Problemen der
Reproduktion, der kartographischen Ergdnzungen und
aerophotographischen Ersatzlosungen.

Diese Probleme konnen aber nur dann rationell bearbei-
tet werden, wenn eine Informations- und Koordinations-
stelle bezeichnet wird, die folgende Aufgaben erfiillen
sollte:

1. Die Koordinationsstelle muss Auskunft dariiber geben
konnen, was an Plidnen vorhanden ist und wo diese
Plane aufbewahrt und nachgefiihrt werden. Damit
konnen vor allem Doppelarbeiten vermieden werden.
Man muss in erster Linie wissen, wo die Grundbuch-
pline vorhanden sind. Dariiber hinaus interessieren
auch andere Plangrundlagen, insbesondere Parzellar-
pline und topographische Plidne, die ausserhalb der
Grundbuchvermessungen aber fiir 6ffentliche Zwecke
im Auftrag von Gemeinden, offentlichen Anstalten
und Betrieben, kantonalen und eidgenGssischen Am-
tern erstellt wurden, wie zum Beispiel fiir Ortspla-
nungen, Zivilschutz, Gewisserschutz, Meliorationen,
Strassen sowie Leitungen fiir PTT, Elektrizitdt, Was-
ser, Abwasser, Gas usw. Solche Plane werden hier im
Sammelbegriff als «nicht amtliche 6ffentliche Pldne»
bezeichnet. Auch kommen in Frage Flugaufnahmen
der Bundesdmter und Privatfirmen.

2. Die Koordinationsstelle muss dariiber orientieren und
beraten konnen, nach welchen technischen Verfahren
am rationellsten vorzugehen ist, um aus den vorhan-
denen Pldnen die vom Planer benétigten Plangrund-
lagen zu erstellen, beziehungsweise um fehlende Plan-
inhalte zu ergdnzen oder fiir fehlende Pline Ersatz-
I6sungen zu finden.

3. Die Koordinationsstelle sollte nebst der Information
und der Beratung auch die Uberwachung der Plan-
unterlagenbeschaffung iibernehmen. Als Aufsichts-
organ wiirde sie die vom Gemeinwesen oder vom Pla-
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ner oder von den kantonalen Dienststellen bei einem
Vermessungsbiiro oder einer Reproduktionsanstalt in
Auftrag gegebenen Arbeiten verfolgen und kontrollie-
ren, wobei sie Kenntnis von bereits bestehenden Vor-
haben hitte und die Arbeiten in einem Gesamtrahmen
koordinieren konnte. Letzteres ist vor allem wichtig,
wenn gleichzeitig iiber mehrere Gemeinden Planunter-
lagen zu erstellen sind, insbesondere noch, wenn diese
Gemeinden zu verschiedenen Nachfiihrungskreisen ge-
horen. Auch kommt es vor, dass gleichzeitig verschie-
dene Amtsstellen dhnliche Vorhaben in die Wege lei-
ten. Nur Dank der Aufsichtsbefugnis der Koordina-
tionsstelle wére die Garantie gegeben, dass diese Plan-
werke rationell und qualitativ befriedigend erstellt
werden, so dass sie auf ldngere Zeit und zu den ver-
schiedensten Zwecken verwendet werden konnten. In
diesem Fall sollte dann auch fiir eine geordnete Auf-
bewahrung und Nachfiihrung gesorgt werden. Im
Rahmen der Aufsichtsausiibung bei der Planbeschaf-
fung konnte die Koordinations- und Aufsichtsstelle
sich auch mit den Preis- und Finanzierungsproblemen
abgeben; zum Beispiel die Begutachtung der Kosten-
offerten, die Kontrolle der Rechnungen unter Beriick-
sichtigung der Tarife, die Kontrolle von Subventions-
abrechnungen. Bei Gesamtpldnen oder kostspieligen
Erginzungsvermessungen konnte sie die Finanzierung
studieren und die Kostenverteilung auf die verschie-
denen Interessierten vornehmen. Sie konnte auch die
Nachfiihrungs- und Verkaufspreise regeln.

4.Sind Pldne in grossem Rahmen zu erarbeiten oder
nehmen die Ergidnzungsvermessungen grosse Aus-
masse an, so ware es das Beste, wenn die Koordina-
tionsstelle nicht nur eine iiberwachende Funktion, son-
dern die Leitung iiber die Planbeschaffung innehditte,
das heisst fiir die Ausfithrung des Programms verant-
wortlich wire. Dies wire insbesondere dann notwen-
dig, wenn neue, systematisch iiber das ganze Kantons-
gebiet zu erstellende Planwerke vorgesehen sind.
Unter welchen Bedingungen und in welcher Weise konn-
ten nun die kantonalen Vermessungsaufsichtsstellen
diese Aufgaben erfiillen?
Auf der Stufe der Information, wo es lediglich um Aus-
kunft iiber das Vorhandene geht, muss das Vermessungs-
amt ein Inventar iiber die vorhandenen Pldne- und Flug-
aufnahmen erstellen. Das Inventar der Ubersichts- und
Grundbuchplédne muss das Vermessungsamt ja schon
von Amtes wegen erstellen. Zur Inventur der nicht amt-
lichen, offentlichen Pléne, insofern sie fiir die Raumpla-
nung interessant sind, muss das kantonale Vermessungs-
amt bei den Inhabern dieser Pldane, zum Beispiel bei
kantonalen Amtsstellen, Gemeindeverwaltungen, ffent-
lichen Anstalten und Betrieben, bei Kreisgeometern oder
Gemeindeingenieuren Informationen einholen, respek-
tive diese Inhaber miissen das Vermessungsamt stindig
auf dem laufenden halten. Zu diesem Zweck muss das
kantonale Vermessungsamt Offentlich als Inventurstelle
bezeichnet werden, welche die Kompetenz hat, bei den
erwahnten Inhabern die notigen Auskiinfte einzuholen.
Da auch auf Bundesebene Pline erstellt werden, vor
allem aber Flugaufnahmen gemacht werden, sollte das
kantonale Vermessungsamt auch dariiber von der eidge-
nossischen Vermessungsdirektion oder eidgendssischen
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Landestopographie Auskiinfte erhalten konnen. Es wire
abzukldren, ob das Inventar auf alle Planersteller der
Bundesédmter und Bundesbetriebe auszudehnen sei.

Auf der Stufe der Beratungstatigkeit, wo es um die Be-
ratung anlésslich der von andern Instanzen in Auftrag
gegebenen Planbeschaffungsarbeiten geht, miissten die
kantonalen Vermessungsimter Personal besitzen, das
Kenntnisse und Erfahrung hat in Reproduktionstech-
nik sowie in den Verfahren der kartographischen Ergin-
zung und der Auswertung von Luftbildern nach den ver-
schiedensten Methoden, und welches auch imstand ist,
die technisch und finanziell addquatesten Losungen vor-
zuschlagen oder zu begutachten. Fiir die Weiterbildung
dieser Sachberater konnte man Arbeitstagungen or-
ganisieren. Je nach dem Ausmass der zu losenden
Spezialfille, insbesondere in Kantonen mit viel feh-
lenden Pldnen oder Planinhalten, kann diese Beratungs-
tatigkeit viel Zeit beanspruchen. Es stellt sich dann wie-
der das Personalproblem, das in Zeiten des Personal-
stopps schwer zu 16sen ist. Es ist deshalb angezeigt, in
einem Regierungsratsbeschluss festzuhalten, dass das
kantonale Vermessungsamt als Beratungsstelle in Sachen
Planbeschaffung fiir die Raumplanung zu wirken hat.
Auf der Stufe der Uberwachungstitigkeit wiirde das kan-
tonale Vermessungsamt die Auftrage der Planer oder
Planungsbehorden einer Vorpriifung unterziehen (ob die
Arbeiten sich nicht mit andern Vorhaben decken, ob
sie gewissen Gesamtprogrammen entsprechen, ob ihre
Grundlagen brauchbar und vollstindig sind, ob sie
zweckmissig und rationell angelegt sind, ob sie an qua-
lifizierte Biiros und Anstalten zu Normalpreisen verge-
ben werden usw.), und es wiirde die ausgefiihrten Arbei-
ten sowie eventuell die Abrechnungen und Kostenver-
teiler kontrollieren. Auch auf dieser Stufe miisste Fach-
personal eingesetzt werden. Zusidtzlich miisste dieses
Personal die Kompetenz erhalten, sich als Kontrollorgan
in eine Planerstellung einzuschalten, die von einer andern
Behorde in Auftrag gegeben wird. Das heisst nichts an-
ders, als dass das kantonale Vermessungsamt die Rolle
eines Aufsichtsorgans iibernehmen miisste, wozu eben-
falls ein Regierungsratsbeschluss notwendig ist. Da die
Entscheide des Aufsichtsorganes in den Funktionsbe-
reich anderer Behorden wie zum Beispiel Planungsimter
oder Gemeinden, reichen, stellt sich allerdings die Frage,
ob nicht eine gesetzliche Grundlage zu einer solchen
Kompetenzerteilung notig ist.

Auf Bundesebene besteht gegenwirtig keine eindeutige
rechtliche Grundlage, auf welche sich ein Regierungs-
ratsbeschluss, insbesondere fiir die Kompetenzerteilung
zur Ausiibung der Aufsichtsaufgaben, stiitzen konnte.
Einen Ansatzpunkt hat man zwar in Artikel 8 der eid-
genossischen Verordnung iiber die Grundbuchvermes-
sung vom 12. Mai 1971, wonach das kantonale Vermes-
sungsamt fiir die Koordination anderer Vermessungsvor-
haben sorgt. Um welche Vermessungsvorhaben es sich
hier handelt, wird nicht prazisiert. Es miisste untersucht
werden, ob diese Bestimmung, welche sich nur im Rah-
men der auf Grund der Schlusstitel des ZGB erlassenen
Verordnungen iiber die Grundbuchvermessung bewegen
kann, auch zugunsten der Koordinationstétigkeit bei der
Planbeschaffung fiir die Raumplanung ausgelegt werden
kann, ob sie geniigt, um sogar die Aufsichtskompetenz
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des Vermessungsamtes bei Planbeschaffungen zu be-
griinden. Auf seiten der eidgendssischen Gesetzgebung
iiber die Raumplanung ist diesbeziiglich keine Regelung
zu erwarten. In Anwendung des Artikels 41 des Raum-
planungsgesetzes konnen iiber die Ausfiithrungsvorschrif-
ten lediglich technische Richtlinien betreffend Planunter-
lagen herausgegeben werden. Hingegen scheint es nicht
ausgeschlossen zu sein, in den kantonalen Gesetzen iiber
die Raumplanung, oder deren Ausfiihrungsverordnun-
gen, Bestimmungen betreffend die Koordinationsaufga-
ben der kantonalen Vermessungsdmter einzufiihren.

Auf der Stufe der leitenden Durchfiihrung miisste das
kantonale Vermessungsamt sich, wie schon erwihnt,
gleich betdtigen wie im Falle der Erstellung, Publikation,
Nachfiihrung und Verwaltung der amtlichen Ubersichts-
pldne. Es wire nicht mehr nur Koordinationsstelle, son-
dern Auftraggeber, Leiter, Verifikator und Verwalter
der Plangrundlagen fiir die Raumplanung. In den mei-
sten Kantonen haben die kantonalen Vermessungsiamter
diese Kompetenz nicht. Sie miisste durch eine neue Spe-
zialgesetzgebung betreffend die erweiterte amtliche Ver-
messung begriindet werden.

Zusammenfassend kann man also sagen, dass die kan-
tonalen Vermessungsdmter bestens geeignet sind, um
diese Koordinationsaufgabe zu {ibernehmen, wenn ihnen
rechtliche Grundlagen und personelle sowie finanzielle
Mittel zu Verfiigung gestellt werden. Die Koordinations-
aufgaben konnen in verschiedenem Grade gestellt wer-
den. Je hoher der Grad der Koordinationsaufgaben, um
so rationeller und homogener kann einerseits die Plan-
beschaffung gestaltet werden, um so mehr Kompetenzen
und personelle Mittel sind aber anderseits den kanto-
nalen Vermessungsimtern zur Verfiigung zu stellen.
Wenn nur der Teilaspekt der Planbeschaffung fiir die
Raumplanung in Betracht zu ziehen ist, insbesondere
wenn es sich lediglich um sporadische Aufarbeitungen
von grosstenteils vorhandenen Pldnen handelt, kann man
mit einfachen Koordinationsmassnahmen die gewiinsch-
ten Resultate erreichen, ohne dass grosse Mittel und ge-
setzliche Grundlagen nétig sind. In Zeiten der Sparmass-
nahmen und des Personalstopps ist es angezeigt, sich zu-
erst mit den leicht einzufiihrenden Koordinationsmass-
nahmen zu begniigen, ohne aber ausser acht zu lassen,
dass mit der Zeit die erweiterte amtliche Vermessung
eine sehr weitgehende Koordination nach sich ziehen
wird.

Es ist somit ein schrittweises Vorgehen ins Auge zu fas-
sen, und zwar in drei Etappen:

1. Etappe der Sofortmassnahmen

das heisst Massnahmen, die sofort ergriffen werden kon-
nen, um die Planbeschaffung besser zu regeln, ohne dass
sich grossere rechtliche oder finanzielle beziehungsweise
personelle Probleme stellen. Diese Massnahmen bewe-
gen sich im Ausbau der vorhandenen Organisation und
auf der Stufe der Informations- und Beratungstatigkeit.
11. Die Publikation der Ubersichtsplane und ihre Nach-
fiihrung sind voranzutreiben, wobei die Dringlichkeiten
der Raumplanung zu beriicksichtigen sind. Die Uber-
sichtsplanstellen sind personell besser auszubauen, damit
sie sich mit diesen Aufgaben eingehend befassen kon-
nen sowie mit der Verwaltung, der Reproduktion und
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dem Verkauf dieser Plidne. Die Vermessungsdirektion
soll weiterhin als Oberaufsicht und Subventionsbehorde
die’ Publikation und Nachfiihrung der Ubersichtsplidne
weitsichtig und grossziigig fordern.

12. Die Grundbuchvermessungen sind intensiv voranzu-
treiben. Die Vermessungsdirektion soll mit Uberzeu-
gungskraft und Mut das nétige veranlassen, dass die
Bundesbeitrage zur Realisierung des Grundbuchvermes-
sungsprogramms nicht auf unzuldssige Weise gekiirzt
werden. Bei den Vermessungsprogrammen sind Priori-
tdten zu beachten, wobei die Bediirfnisse der Raumpla-
nung, insbesondere der Ortsplanung zu beriicksichtigen
sind. In technischer Hinsicht ist die Frage der verein-
fachten Vermessungen definitiv abzukldren sowie die
Frage der netzorientierten Grundbuchpléne oder wenig-
stens der netzorientierten Planschriften.

13. Die Kantonsgeometer sollen das Inventar der vor-
handenen Grundbuchplidne und Ubersichtspldne erstel-
len, welches auch der Erstellung des Kataloges der Plan-
und Kartengrundlagen der Schweiz dient.

14. Die Kantonsgeometer sollen mit den kantonalen Pla-
nungsdmtern sowie mit andern planbezogenen Amtern
Verbindung aufnehmen und abkléren, ob nicht eine zen-
trale Informationsstelle im Vermessungsamt geschaffen
werden soll, die iiber vorhandene nicht amtliche, aber
die Raumplanung und Raumerschliessung interessie-
rende Plangrundlagen sowie iiber die Flugbildaufnah-
men ein Inventar fithrt und dariiber Auskunft gibt. Es
soll abgeklart werden, wie diese Amter, aber auch an-
dere Planinhaber zum Beispiel Offentliche Anstalten
oder Betriebe, Gemeinden und Kreisgeometer die noti-
gen Angaben iiber vorhandenes Planmaterial dem Ver-
messungsamt iibermitteln.

15. Gleichzeitig sollen die Kantonsgeometer mit dem
kantonalen Planungsamt abkldren, ob nicht diese zen-
trale Informationsstelle beratend titig sein sollte, wenn
Planer oder Planungsbehorden Plangrundlagen erstellen
oder erstellen lassen. Fakultative und sporadische Be-
ratung kann wohl von der Informationsstelle ohne wei-
teres iibernommen werden. Problematischer wird es,
wenn es gilt die Beratung fiir alle Félle der Planbeschaf-
fung in der Raumplanung obligatorisch zu erkldren und
wenn diese Beratungstitigkeit viel Zeit beansprucht, so
dass das vorhandene Personal nicht mehr ausreicht. Es
muss dann auf Regierungsebene bestimmt werden, wie
weit man da gehen soll. Es ist auch dafiir zu sorgen,
dass das Beratungspersonal die notigen Kenntnisse und
Erfahrungen in Fragen der Planbeschaffung und Plan-
ergianzung besitzt. Auch wiirden Richtpreistabellen die
Beratungstitigkeit erleichtern.

16. Die Bundesstelle fiir Raumplanung soll, unabhzngig
vom Inkrafttreten des Raumplanungsgesetzes, dhnlich den
ORL-Richtlinien, technische Richtlinien iiber den Inhalt
und die Form der fiir die einzelnen Raumplangattun-
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gen notwendigen Planunterlagen herausgeben. Auch soll
neu gepriift werden, ob es nicht moglich ist, die Planbe-
schaffungskosten ganz oder teilweise in die beitragsbe-
rechtigten Planungskosten einzuschliessen; sehr oft be-
klagen sich ndmlich die Gemeinden und Planer dariiber,
dass diese Kosten nicht beitragsberechtigt sind.

2. In einer zweiten Etappe soll dann daran gegangen
werden, die Koordination der Planbeschaffung durch die
kantonalen Vermessungsdmter auf obligatorische Basis
zu stellen und, wenn noétig, die Aufsichtsfunktionen aus-
zu bauen. Gleichzeitig sind das Planbeschaffungskonzept
und die Frage der offentlichen Kostenbeitrdge auf soli-
der Basis zu regeln. Diese Etappe konnte erst nach In-
krafttretung des eidgenOssischen Raumplanungsgesetzes
erfolgen:

21. Es ist zu bestimmen, ob gemiss Artikel 8 der Ver-
ordnung iiber die Grundbuchvermessung vom 12. Mai
1971, die kantonalen Vermessungsdamter befugt sind, die
erwahnten Koordinationsaufgaben zu iibernehmen; noti-
genfalls und wenn moglich, ist dieser Artikel neu zu fas-
sen. Unabhingig davon sind in die kantonale Gesetz-
gebung zur Raumplanung oder deren Ausfiihrungsver-
ordnungen Bestimmungen iiber die Schaffung einer Ko-
ordinationsstelle und ihre Aufgaben einzufiihren.

22. In Anwendung des Artikels 41 des eidgendssischen
Raumplanungsgesetzes sind vom Bundesamt fiir Raum-
planung Richtlinien betreffend die Planbeschaffung her-
auszugeben. Auf kantonaler Ebene sind Fragen der Auf-
bewahrung, Benutzung, Nachfithrung und dergleichen
zu regeln.

23. In Anwendung des Artikels 42 des eidgendssischen
Raumplanungsgesetzes ist die Kostenbeitragsfrage der
Planbeschaffung zu regeln.

24. Auf Bundesebene ist zu bestimmen, welche Anpas-
sungen in der Grundbuchvermessung selber moglich und
notwendig sind, damit die Grundbuchplidne in der
Raumplanung noch giinstiger verwendet werden konnen
(Inhalt und Format der Grundbuchplédne usw.).

3. In der dritten Etappe wiirde es sich darum handeln
auf Grund einer neuen Gesetzgebung die kantonalen
Vermessungsdamter zu beauftragen mit der Oberleitung
zur systematischen Durchfiihrung ganzer Planwerke (wie
zum Beispiel topographische Plane im Massstab 1:2000
mit zusitzlicher Parzellensituation) oder Datenbanken
(zum Beispiel Areal- und Eigentumsstatistik), die nicht
nur die Raumplanung, sondern auch andere Sektoren
der Verwaltung und Wirtschaft interessieren. Damit ge-
langen wir in den Bereich der erweiterten amtlichen Ver-
messung und des Mehrzweckkatasters.

Adresse des Verfassers
R. Fasel, dipl. Ing., Kantonsgeometer, Kant. Vermessungsamt,
Avenue de Rome 19, 1700 Fribourg.
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